
Handbuch Übernahmerecht nach dem WpÜG

Bearbeitet von
Dr. Nikolaos Paschos, Prof. Dr. Holger Fleischer, Dr. Gabriele Apfelbacher, Ralf Becker, Dr. Carsten

Berrar, Dr. Hans Diekmann, Dr. Michael Fischer, Sebastian Goslar, Dr. Bernd Graßl, Dr. Holger
Hofmeister, Dr. Matthias Kiesewetter, Dr. Dirk Kocher, Dr. Klaus Linden, Dr. Andreas Merkner, Prof. Dr.
Michael Nietsch, Dr. Gerold Niggemann, Stephan Oppenhoff, Dr. Wilhelm Reinhardt, Anja Rodde, Dr.

Christoph Rothenfußer, Prof. Dr. Klaus Ulrich Schmolke, Dr. York Schnorbus, Marco Sustmann, Clemens
Taupitz, Dr. Konstantin Technau, Dr. Hans-Ulrich Wilsing, Tilman Wink, Dr. Hubertus Witte, Dr. Christoph

Wolf

1. Auflage 2017. Buch. LVIII, 1176 S. In Leinen
ISBN 978 3 406 65623 1

Format (B x L): 16,0 x 24,0 cm

Recht > Handelsrecht, Wirtschaftsrecht > Bankrecht, Kapitalmarktrecht

Zu Leseprobe und Sachverzeichnis

schnell und portofrei erhältlich bei

Die Online-Fachbuchhandlung beck-shop.de ist spezialisiert auf Fachbücher, insbesondere Recht, Steuern und Wirtschaft.
Im Sortiment finden Sie alle Medien (Bücher, Zeitschriften, CDs, eBooks, etc.) aller Verlage. Ergänzt wird das Programm
durch Services wie Neuerscheinungsdienst oder Zusammenstellungen von Büchern zu Sonderpreisen. Der Shop führt mehr

als 8 Millionen Produkte.

http://www.beck-shop.de/Paschos-Fleischer-Handbuch-Uebernahmerecht-WpUeG/productview.aspx?product=12518624&utm_source=pdf&utm_medium=clickthru_ihv&utm_campaign=pdf_12518624&campaign=pdf/12518624
http://www.beck-shop.de/trefferliste.aspx?toc=27894
http://www.beck-shop.de/fachbuch/leseprobe/Paschos-Handbuch-Uebernahmerecht-WpUeG-9783406656231_1403201706150396_lp.pdf
http://www.beck-shop.de/fachbuch/sachverzeichnis/Paschos-Handbuch-Uebernahmerecht-WpUeG-9783406656231_1403201706150420_rg.pdf


  
Druckerei C. H  . Beck 

Paschos/Fleischer, Hdb. des Übernahmerechts . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
  

 
Medien mit Zukunft

Revision, 28.02.2017     

 

  

Paschos/Fleischer 
Handbuch Übernahmerecht nach dem WpÜG 

 
 
 

Revision  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  
Druckerei C. H  . Beck 

Paschos/Fleischer, Hdb. des Übernahmerechts . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
  

 
Medien mit Zukunft

Revision, 28.02.2017     

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  
Druckerei C. H  . Beck 

Paschos/Fleischer, Hdb. des Übernahmerechts . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
  

 
Medien mit Zukunft

Revision, 28.02.2017     

 

  

Handbuch  
Übernahmerecht nach dem WpÜG 

 
 
 

Herausgegeben von 
 

Dr. Nikolaos Paschos, LL.M. 
Rechtsanwalt in Düsseldorf 

 

Prof. Dr. Dr. h.c. Holger Fleischer, LL.M. 
Direktor des Max-Planck-Instituts für ausländisches und internationales Privatrecht 

 
 

Bearbeitet von 
 

Dr. Gabriele Apfelbacher, Rechtsanwältin in Frankfurt am Main; Ralf Becker, Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht in Frankfurt am Main; Dr. Carsten Berrar, 
Rechtsanwalt in Frankfurt am Main; Dr. Eckart Bueren, Wissenschaftlicher Referent in 
Hamburg; Dr. Hans Diekmann, Rechtsanwalt in Düsseldorf; Dr. Michael Fischer 
LL.M., Rechtsanwalt in Frankfurt am Main; Prof. Dr. Holger Fleischer, Max-Planck-
Institut für ausländisches und internationales Privatrecht, Hamburg; Sebastian Goslar, 
Rechtsanwalt in Düsseldorf; Dr. Bernd Graßl, LL.M., Rechtsanwalt in München; Dr. 
Holger Hofmeister, Rechtsanwalt in Frankfurt am Main; Dr. Matthias Kiesewetter, 
LL.M., Rechtsanwalt in Hamburg; Dr. Dirk Kocher, LL.M., Rechtsanwalt in Ham-
burg; Dr. Klaus von der Linden, Rechtsanwalt in Düsseldorf; Dr. Andreas Merkner, 
Rechtsanwalt in Düsseldorf; Prof. Dr. Michael Nietsch, Universität für Wirtschaft und 
Recht, Wiesbaden; Dr. Gerold Niggemann, Rechtsanwalt in New York City, USA; 
Stephan Oppenhoff, M. C. J., Rechtsanwalt in Frankfurt am Main; Dr. Nikolaos Pa-
schos, LL.M., Rechtsanwalt in Düsseldorf; Dr. Wilhelm Reinhardt, Rechtsanwalt in 
Frankfurt am Main; Anja Rodde, Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht in 
Frankfurt am Main; Dr. Christoph Rothenfußer, Rechtsanwalt in München; Prof. Dr. 
Klaus Ulrich Schmolke, LL.M., Friedrich-Alexander-Universität Erlangen – Nürnberg; 
Dr. York Schnorbus, Rechtsanwalt in Frankfurt am Main; Dr. Marco Sustmann, 
Rechtsanwalt in Düsseldorf; Clemens Taupitz, Rechtsanwalt in Frankfurt am Main; Dr. 
Konstantin Technau, Rechtsanwalt in Frankfurt am Main; Dr. Hans-Ulrich Wilsing, 
Rechtsanwalt in Düsseldorf; Tilman Wink, LL.M., Rechtsanwalt in Frankfurt am Main; 
Dr. Hubertus Witte, Rechtsanwalt in Düsseldorf; Dr. Christoph Wolf, LL.M., 
 Rechtsanwalt in Frankfurt am Main 

 
 

1. Auflage 2017 
 
 

 



  
Druckerei C. H  . Beck 

Paschos/Fleischer, Hdb. des Übernahmerechts . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
  

 
Medien mit Zukunft

Revision, 28.02.2017     

 

Zitiervorschlag: 
Paschos/Fleischer Übernahmerecht-HdB/Bearbeiter § x Rn. y 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
www.beck.de 

 
 

ISBN 978 3 406 65623 1 
 

© 2017 Verlag C. H. Beck 
Wilhelmstraße 9, 80801 München 

Druck und Bindung: Kösel GmbH & Co. KG 
Am Buchweg 1, 87452 Altusried-Krugzell 
Satz: Druckerei C. H. Beck, Nördlingen 

(Adresse wie Verlag) 
 
 

Gedruckt wird auf säurefreiem, alterungsbeständigem Papier 
(hergestellt aus chlorfrei gebleichtem Zellstoff) 



  
Druckerei C. H  . Beck 

Paschos/Fleischer, Hdb. des Übernahmerechts . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
  

 
Medien mit Zukunft

Revision, 28.02.2017     

Ktrechtsinnen 1 Ktaußen 

  V 

Ktaußen 
Ktrechtsinnen Ktlinksinnen   
Revision  

Vorwort 
 
 
Seit mehr als 15 Jahren bildet das Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetz (WpÜG) 

den rechtlichen Rahmen für öffentliche Übernahmen in Deutschland. Hunderte von öf-
fentlichen Angeboten sind seitdem in Form einfacher Erwerbs-, Übernahme- und Pflicht-
angebote durchgeführt worden, so dass heute ein breiter Erfahrungsschatz im Umgang mit 
diesem Gesetz besteht. Obwohl das WpÜG bisher nur geringfügige Eingriffe durch den 
Gesetzgeber erfahren hat und auch von der Rechtsprechung lediglich in Einzelpunkten 
geprägt wurde, handelt es sich aus Anwendersicht um eine höchst komplexe Materie: Vor 
allem durch die Verwaltungspraxis der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht  
(BaFin) haben sich Marktstandards herausgebildet, die es zu beachten gilt. Außerdem müs-
sen Bieter und Zielgesellschaft weitere gesellschafts- und kapitalmarktrechtliche Vorgaben 
berücksichtigen, und zwar sowohl im Vorfeld als auch während und im Nachgang eines 
Angebotsverfahrens. Eine zusätzliche Herausforderung bildet der enge Zeitrahmen, der von 
allen Beteiligten rasche Entscheidungen verlangt. 

Der Praktiker kann mittlerweile auf zahlreiche Kommentare zum WpÜG zurückgreifen. 
Was fehlt, ist eine aktuelle handbuchartige Darstellung, die den Rechtsstoff thematisch ge-
gliedert und daher besonders praxisgerecht, aber zugleich auch wissenschaftlich fundiert 
aufbereitet. Das vorliegende Handbuch Übernahmerecht will diese Lücke schließen. Es 
möchte Vorständen, Aufsichtsräten, Syndici und deren Beratern ein zuverlässiger Begleiter 
in allen Übernahmesachverhalten sein. Zu diesem Zweck erörtert es sämtlich Rechts- und 
Praxisfragen sowohl aus der Sicht des Bieters wie aus jener der Zielgesellschaft. Ein beson-
deres Augenmerk gilt taktischen Erwägungen, die bei der Planung und Durchführung von 
Übernahmen unerlässlich sind. Literatur und Rechtsprechung sind bis zum Jahresende 
2016 berücksichtigt. 

Den Herausgebern ist es eine große Freude, ein so hochkarätiges Autorenteam für dieses 
Handbuch gewonnen zu haben. Sämtliche Autoren verfügen über langjährige Erfahrung 
bei der Vorbereitung und Durchführung öffentlicher Übernahmen. Für ihren außerordent-
lichen Einsatz bei der Erstellung dieses Werks parallel zu ihrer beruflichen Tätigkeit gebührt 
ihnen unser besonderer Dank. Großen Dank schulden wir außerdem dem Verlag 
C. H. Beck, allen voran Herrn Rechtsanwalt Dr. Roland L. Klaes und Frau Rechtsanwältin 
Astrid Stanke aus dem Lektorat Wirtschaftsrecht, die mit viel Elan, Geduld und der erfor-
derlichen Portion Beharrlichkeit den Entstehungsprozess dieser Erstauflage maßgeblich 
vorangetrieben haben. Schließlich richtet sich unser Dank auch an die Mitarbeiter der Her-
ausgeber und Autoren für vielfältige Unterstützung. Besonders hervorzuheben ist Herr 
Rechtsanwalt Dr. Hubertus Witte, der mit enormem Einsatz die Manuskripte der Autoren 
für die Herausgeber verwaltet hat. 

Anregungen und Kritik aus dem Kreis der Leser sind jederzeit herzlich willkommen. Sie 
erreichen die Herausgeber unter der Adresse Linklaters LLP, Königsallee 49–51, 40212 
Düsseldorf bzw. unter nikolaos.paschos@linklaters.com oder Max-Planck-Institut für aus-
ländisches und internationales Privatrecht, Mittelweg 187, 20148 Hamburg bzw. unter  
fleischer@mpipriv.de 

 
Düsseldorf und Hamburg, im Januar 2017 

 
Nikolaos Paschos Holger Fleischer 
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